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Meinen  Eltern 





Vorwort 

Der Staatsgerichtshof der Freien Hansestadt Bremen hat in den drei 
Jahrzehnten seines Bestehens eine Reihe von Entscheidungen gefällt, 
die neben speziellen Problemen dieses Zwei-Städte-Staates auch Fra-
gen von allgemeinem staats- und verfassungsrechtlichem Interesse be-
handeln; das gi l t insbesondere auch für Fragen seines Verfahrens. 

Auf Grund der Erfahrungen,  die ich durch meine langjährige Mi t -
wirkung bei der Rechtsprechung des Staatsgerichtshofs habe sammeln 
können, erscheint es mir an der Zeit, daß seine gesetzlichen Grundlagen 
und Entscheidungen einmal wissenschaftlich erfaßt und systematisch 
aufgearbeitet  werden. 

Dieser Aufgabe hat sich Frau Ass. Dr. Claudia Koch, geb. Blaum, mi t 
großer Passion und Einsatzbereitschaft  unterzogen; die Rechtswissen-
schaftliche Fakultät der Christian-Albrechts-Universität in K ie l hat 
diese Dissertation mi t sehr gut bewertet. 

Ich b in überzeugt davon, daß Frau Koch mi t ihrer Arbeit der Wissen-
schaft, ihrer Vaterstadt Bremen und insbesondere dem Staatsgerichts-
hof der Freien Hansestadt Bremen einen nützlichen Dienst erwiesen 
hat. 

Bremen, den 15. November 1980 

Prof.  Dr. Harry Rohwer-Kahlmann 
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1. T E I L 

Verfassungsgerichtsbarkeit  in Bremen vor 1947 

Die deutsche Verfassungsgerichtsbarkeit  in ihren modernen Struk-
turen ist noch verhältnismäßig jung1 . Bis heute gibt es auch noch keine 
allgemein anerkannte Definition für dieses Institut2 . Vielmehr w i rd mi t 
dem Begriff  der Verfassungsgerichtsbarkeit  ein Bündel bestimmter 
Rechtsstreitigkeiten umschrieben, deren Entscheidung einem besonderen 
Gericht, ζ. T. als Verfassungsgericht  oder Verfassungsgerichtshof, ζ. T. 
als Staatsgerichtshof bezeichnet, übertragen ist. Hierzu zählen etwa die 
Organstreitigkeiten, die Normenkontrolle, die Verfassungsbeschwerde 
und die Minister- bzw. Senatorenanklage. 

I n Bremen finden sich erstmals in der Verfassung von 1849 Ansätze 
zum Aufbau einer eigenständigen Verfassungsgerichtsbarkeit  im heu-
tigen Sinne. Es bestand allerdings auch schon vorher in gewissem Um-
fang die Möglichkeit, Verfassungskonflikte  gerichtsförmig  auszutragen. 

I . Die Zeit vor 1806 

Bis zur Auflösung des alten deutschen Reiches im Jahre 1806 war die 
Staatsgewalt und demzufolge auch die Gerichtsgewalt zwischen dem 
Reich und den einzelnen Reichsständen, zu denen die Reichsstädte ge-
hörten, geteilt. 

I n Bremen wurde die Gerichtsbarkeit durch den Rat der Stadt aus-
geübt3; erst die Verfassung von 1849 führte die Trennung von Justiz 
und Verwaltung durch. 

1 "Über die ideengeschichtlichen Grundlagen der modernen Verfassungsge-
richtsbarkeit vgl. Triepel,  Wesen und Entwicklung der Staatsgerichtsbarkeit, 
W D S t R L , Heft 5, S. 12 ff. 

2 Vgl. den Überblick über die verschiedenen Versuche einer Begriffsbestim-
mung bei Marcic,  Verfassung und Verfassungsgericht,  S. 87 f. 

3 Daneben bestanden bis zum Reichsdeputationshauptschluß i m Jahre 1803 
(§ 27) einige Überreste der erzbischöflichen Gerichtsbarkeit, die durch Vögte 
ausgeübt wurde, vgl. hierzu und zur Entwicklung der städtischen Eigenge-
richtsbarkeit seit dem 13. Jahrhundert Hiemsch,  Die bremische Gerichtsverfas-
sung von der ersten Gerichtsordnung bis zur Reichsjustizgesetzgebung 1751 -
1879, S. 11 ff. 

2 Koch 
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Neben sechs verschiedenen Untergerichten 4 gab es ein Obergericht 
als ein dem gesamten Stadtgebiet übergeordnetes Forum, das erstin-
stanzlich für alle wichtigeren Bereiche der Rechtspflege zuständig war 
und im übrigen die Appellationsinstanz für die Urteile der Unterge-
richte bildete. Außerdem war das Obergericht zugleich „Revisionsge-
richt" seiner eigenen Erkenntnisse, soweit eine Appellation an die 
Reichsgerichte nicht möglich war 5 . 

I m Reich wurde die Gerichtsbarkeit durch die beiden Reichsgerichte, 
nämlich durch das Reichskammergericht (seit 1495) und durch den 
Reichshof rat (seit 1518) ausgeübt. Die Zuständigkeiten dieser beiden 
Gerichte überschnitten sich weitgehend; im Einzelfall war das Gericht 
zuständig, bei dem die Streitsache zuerst rechtshängig geworden war 
(Grundsatz der Prävention)6. 

Das Reichskammergericht bzw. der Reichshofrat bildeten seit Erlaß 
eines entsprechenden Privilegs Karls V. im Jahre 1541 die Appellations-
instanz für Urteile des bremischen Obergerichts, sofern die Appella-
tionssumme von 750 Rtlr. erreicht wurde7. Daneben besaßen sie jedoch 
noch zahlreiche erstinstanzliche Zuständigkeiten. Darunter befanden 
sich auch Zuständigkeiten für Streitigkeiten, die sich durchaus als Ver-
fassungsstreitigkeiten auffassen  lassen, selbst wenn zur damaligen Zeit 
weder im Bereich der Reichs- noch der bremischen Gerichtsbarkeit eine 
scharfe terminologische und mith in auch ressortmäßige Trennung der 
verschiedenen Rechtsgebiete der Zivi l- , Straf-,  Verwaltungs- und Ver-
fassungsgerichtsbarkeit  bestand8. 

Die beiden Reichsgerichte waren nämlich u. a. in erster und letzter 
Instanz für Klagen gegen Reichsunmittelbare, also vor allem gegen die 
Reichsstände, zuständig9. Damit bestand für die einzelnen Bürger und 
Stände der Stadt Bremen die Möglichkeit, ihre Obrigkeit, den Rat, ge-
richtlich zu belangen. Grund einer solchen Klage konnte jede Handlung 
des Rats sein; in erster Linie kamen Verwaltungsmaßregeln in Betracht, 
die er in Ausübung seiner Hoheitsbefugnisse erließ10. 

4 Niedergericht, Gastgericht, Gohgerichte, Kämmereigericht, Gerichte der 
Morgensprachsherren und Inspektoren der Ämter und Sozietäten, vgl. Bremer 
Gerichtsordnung von 1751, Pars 1, Ti t . 3 - Ti t . 6. 

5 Vgl. zur Besetzung und zu den verschiedenen Zuständigkeiten der Unter-
gerichte und des Obergerichts Hiemsch,  S. 27 ff. 

6 υ. Gschließer,  Der Reichshof rat, Bedeutung und Verfassung, Schicksal und 
Besetzung einer obersten Reichsbehörde von 1559 - 1806, S. 28; Sellert,  Uber 
die Zuständigkeitsabgrenzung von Reichshofrat und Reichskammergericht, 
S. 112. 

7 Hiemsch,  S. 18 f.; vgl. auch Bremer Gerichtsordnung von 1751, Pars 3, 
Ti t . 4. 

8 Geiger,  BVerfGG, Einl. S. X I I ; v.  Gschließer,  S. 38. 
0 v. Gschließer,  S. 29; Laufs,  Die Reichskammergerichtsordnung von 1555, 

S. 41; Sellert,  S. 46. 
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Neben solchen „Verwaltungsstreitigkeiten" konnten aber auch Kon-
flikte verfassungsrechtlicher  A r t vor den Reichsgerichten ausgetragen 
werden. Als ein Beispiel hierfür  läßt sich die im Jahre 1677 beim 
Reichshofrat erhobene Klage der sog. Elterleute gegen den Rat der 
Stadt Bremen anführen 11. 

Die Elterleute waren die Vorsteher der Kaufmannschaft  und hatten die 
Aufgabe, deren Interessen gegenüber dem Rat zu vertreten und auf günstige 
Bedingungen für Handel und Schiffahrt  hinzuwirken. Darüber hinaus be-
trachteten sie sich jedoch audi als Vertreter der gesamten Bürgerschaft,  die 
die bürgerlichen Privi legien und Gerechtigkeiten zu bewahren und zu erhal-
ten hätten. Bereits im Jahre 1609 war es zu einem Verfassungsstreit  zwischen 
dem Rat und den Elterleuten gekommen, we i l diese eine Anzahl von Bürgern 
auf das Haus der Kaufmannschaft,  den Schütting, versammelt hatten, um 
Angelegenheiten allgemein politischer Natur zu erörtern. Der Rat sah hier in 
eine Verletzung der „Neuen Eintracht" von 1534, die zusammen mi t der 
„Tafel" von 1433 als „Grundgesetz" des alten Bremischen Staates bezeichnet 
wurde und die, wenn sie auch noch keine Verfassung im heutigen Sinne war, 
doch auch verfassungsrechtliche  Regelungen, insbesondere über die Rechts-
stellung des Rates enthielt12 . Die Neue Eintracht untersagte es nämlich den 
bürgerlichen Kollegien, andere als die Angelegenheiten ihres Berufs bei 
ihren Zusammenkünften zu verhandeln. 

Die Elterleute hielten jedoch immer wieder Versammlungen auf dem 
Schütting ab und wandten sich schließlich im Februar 1677 mi t einer 
Klage gegen den Rat an den Reichshofrat,  um das von ihnen bean-
spruchte Recht als Sprecher der Bürgerschaft  durchzusetzen. I n der 
Klagschrift  heißt es, das bremische Staatsrecht sei mehr volkstümlich 
als aristokratisch oder aber wenigstens aus beiden Elementen gemischt 
(aristocraticus populariter mixtus); der Rat überschreite jedoch seine 
staatsrechtlichen Befugnisse, indem er sich die ganze Gewalt anmaße 
und insbesondere in die Rechte und Privilegien des uralten Kollegiums 
der Elterleute eingreife. 

Bei diesem Streit ging es also um die Abgrenzung der staatsrecht-
lichen Befugnisse des Rates von denen der Bürgerschaft,  vor allem der 
Kaufleute. Daß diese Befugnisse dabei als subjektive Rechte, als „Pr i -
vilegien" betrachtet wurden, entsprach dem damaligen ständestaatlichen 
Denken. 

10 Blanke,  Die Entwicklung der Bremischen Justiz und ihrer Kontrol le der 
Verwaltung im 19. Jahrhundert, Diss. K ie l 1958, S. 30 ff.  Dieser br ingt auch 
ein instruktives Beispiel einer Klage eines einzelnen Bürgers gegen den Rat 
aus dem Jahre 1785. 

1 1 Vgl. zu den folgenden Ausführungen  v.  Bippen,  Geschichte der Stadt 
Bremen, Bd. 3, S. 159 ff.;  Schwarzwälder,  Geschichte der Freien Hansestadt 
Bremen, Bd. 1, S. 154, 286 ff.,  336 f., 369 ff. 

12 Bollmann,  Bremisches Staats- und Verwaltungsrecht, S. 3; Wolfard,  Die 
staatsrechtliche Stellung des Bremischen Senats, S. 7. 
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